
Die Rücknahme des Rechtsmittels kann bis zum Ende der Schlußvorträge in 
der Rechtsmittelverhandlung erklärt werden (§ 290 StPO).

Unter Berücksichtigung der jeweiligen Anhängigkeit der Sache ist der Verzicht 
beim Gericht erster Instanz, die Rücknahme beim Gericht zweiter Instanz zu er­
klären. Die Erklärungen werden mit dem Zugang beim zuständigen Gericht wirk­
sam. Deshalb ist es möglich, einen unterwegs befindlichen noch nicht zugegangenen 
Rechtsmittelverzicht zu widerrufen, wenn die Widerrufserklärung vor dem Ver­
zicht eingeht.7 Auch bei gleichzeitigem Eingang muß die Widerrufserklärung Aner­
kennung finden.

Wird vom Staatsanwalt oder von anderen Prozeßbeteiligten ein Rechtsmittel 
zugunsten des Angeklagten eingelegt, so könnte das den Angeklagten veranlassen, 
selbst keine Berufung einzulegen. Im Falle der Rechtsmittelrücknahme wäre er 
dann außerstande, die Überprüfung des Urteils zu verlangen. Deshalb darf der 
Staatsanwalt im Interesse der Wahrung der Rechte des Angeklagten sein zugunsten 
des Angeklagten eingelegtes Rechtsmittel nicht ohne dessen Zustimmung zurück­
nehmen (§ 286 Abs. 3 StPO). Das gilt auch für die Eltern oder sonstigen Erziehungs­
berechtigten, wenn sie das Rechtsmittel zurücknehmen wollen. Handelt es sich 
um einen jugendlichen Angeklagten, ist auch die Zustimmung der Erziehungsberech­
tigten erforderlich. Der Verteidiger bedarf zur Zurücknahme einer besonderen Er­
mächtigung. Legt der Verteidiger eines jugendlichen Angeklagten selbständig ein 
Rechtsmittel ein, so darf er es nur mit Zustimmung des Jugendlichen und der Er­
ziehungsberechtigten zurücknehmen.

11.2.2.5. Die Rechtsmittelbeschränkung

Das Dispositionsrecht des Rechtsmittelberechtigten schließt auch das Recht ein, den 
Protest oder die Berufung zu beschränken (§ 288 Abs. 6 StPO) :
— auf einzelne Handlungen;
— auf die Nichteinhaltung oder unrichtige Anwendung eines Strafgesetzes;
— auf unrichtige Strafzumessung.

Der Protest des Staatsanwalts kann auch auf einen oder mehrere Angeklagte 
beschränkt werden.
зь Die Rechtsmittelbeschränkung bewirkt, daß die Rechtskraft des Urteils inso­
weit eintritt, als es vom Rechtsmittel nicht angefochten wird.

■ '

Wurde z. B. ein Rechtsmittel auf die unrichtige Gesetzesanwendung und Strafzumes- 
ш sung beschränkt, werden nur die Sachverhaltsfeststellungen der erstinstanzlichen Ent­

scheidung rechtskräftig.

Soweit das Urteil (infolge einer Rechtsmittelbeschränkung) nicht angefochten 
»und daher rechtskräftig wurde, ist es einer Korrektur durch das Rechtsmittelgericht 
grundsätzlich entzogen. Das Rechtsmittelgericht hat allein nach § 289 Abs. 1 und 
§ 291 StPO das Recht, die infolge einer Beschränkung des Rechtsmittels eingetretene
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7 Vgl. „OG-Urteil vom 31.5.1972*, a. a. O.


